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Sind die Klimakleber - hier eine Aktion in Berlin - Unterstützer einer "kriminellen Vereinigung"? Das ist 
jedenfalls der Verdacht der Staatsanwaltschaft in München. (Foto: Friedrich Bungert) 
 
Die Generalstaatsanwaltschaft in München hat bei der Bewertung der 
"Letzten Generation" eine 180-Grad-Wende vollzogen. Woher nur kommt 
der Sinneswandel? 
Von Ronen Steinke 
 
Beim Wort "kriminelle Vereinigung" denkt man an organisiertes Verbrechen. An Mafia, 
Menschenhändler-Ringe. Die "Diebe im Gesetz" sind in Deutschland als kriminelle Vereinigung 
nach dem Paragrafen 129 des Strafgesetzbuchs eingestuft. Das ist ein Netzwerk der russischen 
Organisierten Kriminalität, es sind Schutzgelderpresser und Mörder. Die Neonazi-Kameradschaft 
"Sturm 34" ist ein weiteres solches Beispiel, das sind Schläger, die in den 2000er-Jahren mit 
Sturmhauben und quarzsandgefüllten Handschuhen in Sachsen auf Jagd nach - vermeintlichen - 
Ausländern gingen. 

Für solche Gruppen hat der Rechtsstaat seit 1951 eine harte, strafrechtliche Antwort parat. Mit bis zu 
fünf Jahren Gefängnis oder mit Geldstrafe wird bestraft, "wer sich an einer solchen Vereinigung als 
Mitglied beteiligt, für sie um Mitglieder wirbt oder sie unterstützt". Das heißt: Ein Nachweis 
individueller Taten ist dann nicht mehr nötig, bestraft wird jedes Mitglied. Und: Jeder, der auch nur 
Geld spendet, steht schon mit einem Bein im Gefängnis. 
Sind die Klimakleber tatsächlich von "erheblicher Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit"? 
Ob diese harte Antwort aber auch bei den Klimaaktivisten der "Letzten Generation" angebracht ist, 
darüber gehen derzeit die Meinungen unter Strafverfolgern stark auseinander. Am Mittwoch hat die 
Generalstaatsanwaltschaft München überraschend einige Wohnungen und Büros der "Letzten 
Generation" durchsuchen lassen, gestützt auf den Vorwurf der "kriminellen Vereinigung". Möglich 
war das, weil diese Strafvorschrift, Paragraf 129 des Strafgesetzbuchs, aus der Nähe betrachtet, 



bemerkenswert vage formuliert ist. 

Der Paragraf enthält zwar einerseits ein Maximum an juristischer Härte, sei es zum Beispiel die 
Möglichkeit, Wohnungen zu durchsuchen, Telefone abzuhören oder auch Menschen in deren 
Privatleben zu observieren - heimlich, versteht sich. Andererseits setzt der Paragraf gar nicht 
unbedingt voraus, dass Gewaltverbrechen, wie sie die "Diebe im Gesetz" oder "Sturm 34" begingen, 
geplant werden. Hauptsache, Menschen "vereinigen" sich zu dem "Zweck", Delikte zu begehen: 
Laut dem Wortlaut des Paragrafen 129 genügt prinzipiell schon jede leichte oder auch leichteste 
Form von Kriminalität - jede Tat, die mit einer Höchststrafe von lediglich zwei Jahren Haft bedroht ist. 

Die Generalstaatsanwaltschaft in München hat sich lange angesehen, wie die "Letzte Generation" 
Straßenkreuzungen blockierte oder etwa Ministeriumsgebäude mit abwaschbarer Farbe 
beschmierte. Strafrechtlich betrachtet war das nie sehr gewichtig. Die Juristen in München haben 
auch ungerührt zugesehen, wie eine kleine Staatsanwaltschaft im Brandenburgischen Neuruppin im 
vergangenen Dezember ganz alleine erstmals vorpreschte mit einem Vorwurf der "kriminellen 
Vereinigung". In München zogen die Juristen damals noch skeptisch die Augenbrauen hoch, 
genauso wie auch in Berlin. 

Der Grund: Soll man ernsthaft schon von einer "erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit" 
sprechen, wie sie der Bundesgerichtshof in seiner Interpretation der "kriminellen Vereinigung" in den 
1990er-Jahren verlangt hat? Soll man wirklich unterstellen, das Begehen von Straftaten sei der 
eigentliche "Zweck" der "Letzten Generation" - wie bei den Menschenjägern des sächsischen "Sturm 
34"? In München hat man daran gezweifelt, in Stuttgart hat der Generalstaatsanwalt sogar ganz 
offen kein Geheimnis daraus gemacht, dass er das Vorpreschen der Neuruppiner Juristenkollegen 
für abenteuerlich halte. Für überzogen. 

Jetzt aber haben sich in München die Strafverfolger aus der Deckung bewegt und sich erstmals der 
Position der bislang allein auf weiter Flur ste- henden Brandenburger angeschlossen. "Die Letzte 
Generation stellt eine kriminelle Vereinigung gemäß Paragraf 129 StGB dar!", stand am Mittwoch als 
Statement der Generalstaatsanwaltschaft auf der beschlagnahmten Webseite der "Letzten 
Generation". Das ist eine Vorverurteilung, denn noch hat, wohlgemerkt, kein Gericht entschieden, ob 
dies auch stimmt. Lediglich ein "Anfangsverdacht" ist bisher bestätigt durch einen Ermittlungsrichter, 
mehr braucht es für solche Razzia-Maßnahmen auch nicht. Einen Prozess gab es noch nirgends. 
Nach Protesten schwächte die Generalstaatsanwalt- schaft am Mittwochnachmittag ihre 
Behauptung denn auch ab. 
In Berlin hatten die Staatsanwälte noch im Winter die Taten der Aktivisten als relativ 
unerheblich eingestuft 
In Berlin ist nun kürzlich eine neue Justizsenatorin angetreten, die ehemalige Vizepräsidentin des 
Bundesamts für Verfassungsschutz, Felor Badenberg. Gerade erst hat sie ihren Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten ein ähnliches Umdenken nahegelegt, wie es nun die Münchner demonstrieren. 
Es gelte, alle gesetzlichen Möglichkeiten gegen die "Letzte Generation" auszuschöpfen, sagte 
Badenberg, die als Parteilose für die CDU amtiert, dem Sender RBB. "Dazu gehört eben auch die 
Frage, ob es sich bei der Gruppierung um eine ,kriminelle Vereinigung' handelt." 

Das wäre dann allerdings eine glatte 180-Grad-Wende, die sie den örtlichen Strafverfolgern 
vorschlägt. In Berlin hat es, wie in München, immer mal wieder Strafanzeigen wegen Paragraf 129 
Strafgesetzbuch gegeben. Ein CDU-Abgeordneter im Berliner Abgeordnetenhaus zum Beispiel, 
Christopher Förster, zog damit in seinen winterlichen Wahlkampf. Die Staatsanwaltschaft schickte 
eine ausführliche Begründung, als sie ihm am 4. Januar antwortete: Den Taten der "Letzten 
Generation" fehle es am "erforderlichen Gewicht". Die Ermittlungen würden eingestellt. 

In Berlin regiert nun, wie in München, eine unionsgeführte Koalition. Ob es da unter der neuen 



obersten Dienstherrin der Staatsanwaltschaften demnächst ebenfalls zum Kurswechsel kommt, so 
wie jetzt offenbar schon in München? Obwohl sich an den Delikten der Klimaaktivisten wenig 
geändert hat? "Ob die tatbestandlichen Voraussetzungen" einer kriminellen Vereinigung "vorliegen, 
wird bei der Staatsanwaltschaft Berlin fortlaufend geprüft", heißt es dort am Mittwoch nur 
schmallippig. 
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Von der Abseilaktion und der damit verbundenen Sperrung waren die Autofahrer im S,eptember zo21 nicht gerade begeistert. Von der Demo am Mittwoch in Ebersberg 
nahrr,ien die Vorbeifahrenden dagegen eher wenig Notiz. i . 
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,,Wie absurd, dass wir hier heute sitzen" 
In Ebersberg stehen _vier junge Leute vor Gericht, die durch·eine Abseilaktion einen langen Stau auf der A94 
verursacht h.aben sollen. Die Aktivisten werben für ihre Sache - und schießen bisweilen über das Zi�l hinaus. 

Von Andreas Junkmann 

und Johanna Feckl· 

Ebersberg - Der Berufsverkehr rollte an 
diesem Mittwoch am Ebersberger Amtsge­
richt vorbei,.wie an jedem Morgen - von 
der Aktion, die dort seit 7.30 Uhr stattfand, 
schienen die wenigsten Notiz.zu nehmen: 
Neun Menschen standen da, unter ihnen 
die vier angeklagten jungen Klimaaktivis­
ten, die sich wenig später wegen einer Ab­
seilaktion auf der A94 vor Gericht verant­
worten mussten. Jetzt hatten sie abe·r erst 
einmal zwei 'rransparente aufgespannt, 
auf dem einen stand „Gerichte sind zum Es­
sen da", auf dem anderen „Autos nur noch 
ins Museum". Die Polizei war.mit fünf Fahr-

. zeugen vor Ort, aber alles lief ruhig ab. 
Den vier Klimaaktivisten im Alter zwi­

schen 20 und 28 Jahren wird vorgeworfen, 
während der Internationalen Automobil­
ausstellung (IAA) in München im Sept1:m­
ber 2021 Autofahrer an der Weiterfahrt ge­
hindert zu haben. Zwei der jungen Frauen. 
sollen sich mit einem Stoffbanner von ei­
ner Autobahnbrücke an der A94 abgeseilt 
haben, während die anderen beiden sie 
von oben gesichert haben sollen. Aufgrund 
dieser Aktion hatte die Polizei eine Seite 
der Autobahn komplett sperren lassen, der 
Verkehr hatte sich daraufhin auf eine Län­
ge von 800 ,Metern bis zur Ausfahrt in 
Markt Schwaben gestaut. Für mutmaßlich 
192 Autofahrer war ein Durchkommen 
nicht mehr möglich. Die Anklage lautet des­
halb Nötigung in 192 Fällen in Mitltäter-

Ein großes Polizeiaufgebot sicherte den Prozess in Ebersberg ab. Es blieb jedoch al­
les ruhig. FOTO: PETER HINZ·ROSIN 

schaft. Eigentlich hätte der Fall schon im 
Mai die�es Jahres am Ebersberger Amtsge­
richt verhandelt werderi sollen. Doch zur 
Erörterung des eigentlichen Sachverhalts 
kam es damals gar nicht. 

Stattdessen hatten die Rechtsbeistände 
der vier ,l\ngeklagten das Gericht mit Anträ­
gen überzogen und Richter Dieter Kaltbeit-

zer Befangenheit vorgeworfen. Dieser setz­
te die Verhandlung daraufhin aus. Diesmal 
nun sind insgesamt drei Prozesstage ange­
setzt� nach der Verhandlung am Mittwoch 
geht es weit�r am Donnerstag, 14. Dezem­
ber, sowie am Mittwoch, 20. Dezember. 
Ein Urteil wird,jedoch bereits am zweiten 
Prozesstag erwartet, wie es .zum Beginn 

der Verhandlung am Mittwochmorgen 
hieß. 

Ansonsten hatte sich an den Vorausset-
. zungen jedoch wenig geändert: Richter 
Kaltbeitzer, dem die Angeklagten Befan­
genheit unterstellt }:iatten, führte immer 
noch die Verhandlung - und auch die Lust 
daran, das Verfahren durch juristische 
Spitzfindigkeiten in die Länge zu ziehen, 
war den jungen Aktivisten in der Zwischen­
zeit offenbar nicht vergangenen. 

Immerhin hatte man am Amtsgericht 
daran gedacht, das Kreuz vor Prozessbe­
ginn aus de.m Sitzungssaal zu entfernen. Ei­
nen entsprechenden Antrag nämlich hat­
ten die1 Angeklagten und ihre Rechtsbei­
stände im Mai gestellt, da sie keine „Fol­
ter- und Hinrichtungsgegenständ�" im 
Verhandlungszimmer sehen wollten, qenn 
diese stellten eine „symbolische Be�ro­
hung" dar. 

Am Mittwoch nun waren es die Pistolen 
der im Sitzungssaal anwesenden Polizeibe­
amten, durch die sich die vier Aktivisten 
eingeschüchtert fühlten. ,,Waffen erzeu­
gen Angst und verletzen", sagte einer der 
Beschuldigten, der diese per Antrag entfer­
nen lassen wollte. 

Dieses Gesuch lehnten die beiden Staats­
an:wälte sowie Richter Kaltbeitzer aber 
ebenso ab wie die Forderung der Aktivis- , 
ten, während der Verhandlung und im Pro­
tokoll zu gendern. Auch dieser Antrag fiel 
mit dem Verweis durch, dass als Gerichts­
sprache lediglich Deutsch festgelegt sei 
und ein Anspruch auf Gendern daher nicht 
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bestehe, wie der Staatsanwalt erklärte. 
Nicht zuletzt wegen dieser Flut an Neben­
kriegsschaupfätzen, hatte Kaltbeitzer am 
Mittwoch Mühe und Not, die Kontrolle 
über die Verhandlung zu behaltefü Als sich 
eine der Zuschauerinnen plötzlich nach · 
vorn zum Richtertisch aufmachte, um sich 
eigenmächtig Einblick in die Akten zu ver­
schaffen, musste sogar einer der Justizbe­
amten eingreifen und die junge Frau zu­
rückhalten. 

Und dann waren daja auch noch die ei­
gentlichen Vorwürfe zu verhandeln, zu de­
nen sich die Angeklagten am Mittwoch je� 
docH nicht äußerten. · Stattdessen nutien 
sie ihre Redezeit für eine Abrechnung fnit 
der bayerischen Präventivhaft, die vor al­
lem Aktivisten wie sie träfe. Tatsächlich sa­
ßen drei der Beschuldigten nach ihrer Ab-

.· seilaktion mehrere Tage hinter Gittern. Ei­
ne andere Angeklagte spannte derweil den 
Bogen zur Klimapolitik des Bundes. ,,Wie 
absurd ist es, dass wir hier heute sitzen?''., 
fragte sie. Es sei doch die Regierung selbst, 
die ihre eigenen Gesetze nicht einhalte. 
,,Wer Straßen sät, wird Verkehr ernten", 
gab derweil der einzige männliche Ange­
klagte zu Protokoll, um anschließend über 
die von der Autoindustrie verursachten 
Umweltprobleme.zu sprechen. 

Mit Kleber an den Fingern 

wollten die Aktivisten ihre 

Identifizierung er�chweren 

Deutlich mehr zum eigentlichen Sach­
verhalt beitragen konnten dann aber die ge­
ladenen Zeugen - allesamt Polizisten, die 
mit der Sache zu tun hatten. Sie berichte­
tPn ""n iPn� 'l':H> im SPntPmhPr 21021. als 
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der Verhandlung am Mittwochmorgen 
hieß. 

Ansonsten hatte sich an den Vorausset-
. zungen )edoch wenig geändert: Richter 
Kaltbeitzer, dem die Angeklagten Befan­
genheit unterstellt hatten, führte immer 
noch die Verhandlung - und auch die Lust 
daran, das Verfahren durch juristische 
Spitzfindigkeiten in die Länge zu ziehen, 
war denjungenAktivistenin der Zwischen­
zeit offenbar nicht vergangenen. 

Immerhin hatte man am Amtsgericht 
daran gedacht, das Kreuz vor Prozessbe­
ginn aus de,m Sitzungssaal zu entfernen. Ei­
nen entlsprechenden Antrag nämlich hat­
ten die' Angeklagten und ihre Rechtsbei­
stände im Mai gestellt, da sie keine „Fol­
ter- und Hinrichtungsgegenstände" im 
Verhandlungszimmer sehen wollren, qenn 
diese stellten eine „symbolische Be�ro­
hung" dar. 

Am Mittwoch nun waren es die Pistolen 
der im Sitzungssaal anwesenden Polizeibe­
amten, durch die sich die vier Aktivisten 
eingescliüchtert fühlten. ,,Waffen erzeu­
gen Angst und verletzen", sagte einer der 
Beschuldigten, der diese per Antrag entfer­
nen lassen wollte. 
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wollten die Aktivisten ihre 

Identifizierung erschweren 

Deutlich mehr zum eigentlichen Sach­
verhalt beitragen konnten dann aber die ge­
ladenen Zeugen - allesamt Polizisten, die 
mit der Sache zu tun hatten. Sie berichte­
ten vonjenem Tag im September 2021, als 
sich zwei der Angeklagten von der Auto­
bahnbrücke abseilten, während sie die bei­
den anderen von oben sicherten. Auch ein 

-Transparent mit der Aufschrift „Scheuer 
und Co auf der falschen Spur" hatten sie 
dort angebracht. Bei ihrer Aktion hatten 
sich die Aktivisten die Finger mit Sekun-. 
denkleber zugekleistert, um die Identifizie­
rung zu erschweren, wie zwei' Polizisten 
vor Gericht aussagten. 

Die Autofahrer einige Meter unterhalb 
seien derweil „not amused" gewesen, wie 
es der Leiter der zuständigen Verkehrspoli­
zei.Hohenbrunn ausdrückte, der ebenfalls 

' als Zeuge geladen war. Einige hätten clie 
Faust zum Fenster herausgestreckt, ge­
hupt oder den Mittelfinger gezeigt. E_ine 
Sperrung der Autobahn sei für ihn in dem 
Moment jedoch alternativlos gewesen, wie 
der Zeuge angesichts der an der Brücke 
baumelnden Aktivistinnen sagte: ,,Es ist ei­
ne ziemlich dumme Sache, wenn 60 Kilo­
gramm Mensch durch die Windschutz­
scheibe schießen." 

Nicht weniger dumm war allerdings 
auch die Aussage, die ein unbeteiligter Au -
tofahrer dem Vernehmungsprotokoll zufol­
ge getätigt haben soll. Dieser habe dem- · 
nach unter der Brücke angehalten und 
nach dem Revolver einer Polizistin ver­
langt, ,,um das für euch zu erledigen". Ein 
älteres Ehepaar, das ebenfalls im Rückstau 
auf der A94 stand, hatte unterdessen ande­
re P:robleme: Da die Frau an dem Tag eine 
Rückenoperation in München gehabt hät­
te, litt sie unter starken Schmerzen. Aller­
dings war wegen der Vollsperrung zu­
nächst kein Durchkommen. 

Welche Konsequenzen die Aktion für 

>er Berufsverkehr rollte an 
:h am Ebersberger Amtsge­
le an jedem Morgen - von 
dort seit 7.30 Uhr stattfand, 
enigsten Notiz'zu nehmen: 
n standen da, unter ihnen 
igtenjungen Klimaaktivis­
,nig später wegen einer Ab­
ler A94 vor Gericht verant­
n. Jetzt hatten sie abet erst 
;ransparente aufgespannt, 
tand „Gerichte sind zum Es­
iil anderen „Autos nur noch 
1ie Polizei wa� mit fünf Fahr­
' aber alles lief ruhig ab. 
maaktivisteri im Alter z.wi-
8 Jahren wird vorgeworfen, 
nternationalen Automobil­
A) in München im Sept�m­
ilirer an der Weiterfahrt ge­
en. Zwei der jungen Frauen 
einem Stoffbanner von ei­
irücke an der A94 abgeseilt 
1d die anderen .beiden sie 
nert haben sollen. Aufgrund 
hatte die Polizei eine Seite 
tomplett sperren lassen, der 
ich daraufhin auf eine Län­
letern bis zur Ausfahrt in 
m gestaut. Für mutmaßlich 
r war ein Durchkommen 
lieh_ Die Anklage lautet des­
in 192 Fällen in Mittäter-

schaft. Eigentlich hätte der Fall schon im 
Mai die�es Jahres am Ebersberger Amtsge­
richt verhandelt werden sollen. Doch zur 
E�örterung des eigentlichen Sachverhalts 
kam es damals gar nicht. 

Stattdessen hatten die Rechtsbeistände 
der vier .i\ngeklagten das Gericht mit Anträ­
gen überzogen und Richter Dieter Kaltbeit-

zer Befangenheit vorgeworfen. Dieser setz­
te die Verhandlung daraufhin aus. Diesmal 
nun sind insgesamt drei Prozesstage ange­
setzt- nach der Verhandlung am Mittwoch 
geht es weiter am Donnerstag, 14. Dezem­
ber, sowie am Mittwoch, 20. Dezember. 
Ein Urteil wird jedoch bereits am zweiten 
Prozesstag erwartet, wie es .zum Beginn 

Dieses Gesuch lehnten die beiden Staats­
anwälte sowie Richter Kaltbeitzer aber 
ebenso ab wie die Forderung der Aktivis-
ten, während der Verhandlung und im Pro­
tokoll zu gendern. Auch dieser Antrag fiel 
mit dem Verweis durch, dass als Gerichts.­
sprache lediglich Deutsch festgelegt sei 
und ein Anspruch auf Gendern daher nicht 

die vier Aktivisten haben wird, könnte sich 
bereits an diese.m Donnerstag zeigen. Rich­
ter Dieter Kaltbeitzer stellte aber bereits in 
Aussicht, dass man die 192 Fälle von Nöti-
gungjuristisch womöglich als einen einzi­
gen Sachverhalt werten könne - was den 
Beschuldigten eine mildere Strafe besche­
ren würde. 
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